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Zum Inkrafttreten des Hinweisgeberschutzgesetzes  
 
 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zum 2. Juni 2023 ist das Hinweisgeberschutzgesetz (“Whistleblowing“) in Kraft getreten. 
 
Ziel des Gesetzes ist es, den Schutz von natürlichen Personen zu gewährleisten, die im  
Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit oder im Vorfeld ihrer beruflichen Tätigkeit  
Informationen über sog. Verstöße erlangt haben und diese an vorgesehene Meldestellen 
melden oder offenlegen. 
  
Zur Umsetzungspflicht: 
 
Die Umsetzungspflicht des Gesetzes richtet sich nach der Beschäftigungszahl. 
 

 Bis 49 Beschäftigte – keine Pflicht zur Einrichtung einer Meldestelle, 
 von 50 bis 249 Beschäftigten – Pflicht zur Einrichtung einer internen Meldestelle bis 

17. Dezember 2023, 
 ab 250 Beschäftigte – Pflicht zur Einrichtung einer internen Meldestelle ab Inkrafttre-

ten des Gesetzes. 

Recht                     
 

Das Wichtigste: 
 
Zum 2. Juni 2023 ist das Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) in Kraft getreten.  
 
Das Gesetz soll ermöglichen, dass Personen geschützt werden, die Verstöße im Beruf 
bzw. beruflichen Umfeld an einzurichtende Meldestellen melden.     
  
Unternehmen ab 250 Mitarbeiter müssen ab Inkrafttreten ein Hinweisgebersystem ein-
führen. Firmen mit 50 bis 249 Mitarbeiter haben eine Übergangszeit bis zum  
17. Dezember 2023. 
 
Arbeitshilfe durch AGV und GdW erstellt.  
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Für kommunale Wohnungsunternehmen gilt eine Ausnahmeregelung, wonach interne Mel-
destellen nicht einzurichten sind. 
 
AGV und GdW haben eine Arbeitshilfe erstellt, die auf wesentliche Inhalte des Gesetzes 
und ihrer Umsetzung hinweist. Diese ist als Anlage beigefügt.  
 
GdW und AGV empfehlen eine externe Meldestelle mit der Umsetzung des Gesetzes zu 
betrauen. Hierzu werden wir Ihnen in Kürze eine entsprechende Rahmenvereinbarung mit 
einer möglichen Meldestelle benennen.  
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
RA Carsten Herlitz      
Justiziar 
 
 
Anlage           
 


